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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, nach denen der 

Wagner Bundesnachrichtendienst Verbindungsleute be- 

(Günzburg) auftragt hat, Informationen über Presseorgane 

und andere Privatunternehmen im Bundes- 
gebiet zu beschaffen? 

2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß der 

Wagner Bundesnachrichtendienst zusätzlich zu der ihm 

(Günzburg) bisher obliegenden Aufgabe der Auslandsauf- 

klärung auch zu nachrichtendienstlicher Tätig- 
keit im Inland befugt ist, die mit der Auslands- 
aufkiärung nicht im Zusammenhang steht? 

Welche Zwecke erfüllt die Journalisten- und 
Massenmedienkartei, die der Bundesnachrich- 
tendienst nach der gestrigen Mitteilung von 
Bundesminister Ehmke an den Deutschen Pres- 
serat derzeit einrichtet — und welche Anga- 
ben enthält sie, die nicht allgemein zugäng- 
lichen Nachschlagewerken (etwa dem Stamm- 
katalog) oder dem Impressum der betroffenen 
Zeitungen und Zeitschriften zu entnehmen wä- 
ren? 

In welchen Verlagen, Redaktionen und Funk- 
häusern und gegen welche Journalisten hat 
der BND in der Amtszeit von Bundesminister 
Ehmke m seinem Auftrag oder nach seinem 
Wissen ermittelt? 

Was hat den Sprecher der Bundesregierung, 
Staatssekretär Conrad Ahlers, veranlaßt, am 
5. September 1972, 24 Uhr, im ZDF folgendes 
zu erklären: „Es war eine genau geplante, 
wenn Sie wollen militärische Aktion und 
Operation. Und ich bin sehr froh, daß sie mit 
den Grenzen, die wir heute erkennen, die wir 
jetzt erkennen können, — d. h. es hat ja auch 
wohl Verletzte auf unserer Seite und auf der 
Seite der Israelis gegeben — , aber daß man 
v/ohl sagen kann, diese Operation ist glück- 
lich und gut verlaufen" ? 

Von wem stammte und wie lautete die angeb- 
liche Falschmeldung der Polizei, die Grund- 
lage dieser Erklärung gewesen sein soll, im 
genauen Wortlaut? 


6, Abgeordneter 

Niegel 


5. Abgeordneter 

Niegel 


4. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


3. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


7. Abgeordneter Ist die dpa-Meldung vom 28. August 1972 zu- 

Dr. Czaja treffend, wonach der Bundesaußenminister sich 

bei „seinem polnischen Kollegen“ für die Aus- 
reise „polnischer Staatsangehöriger deutscher 
Abstammung“ verwenden wolle, und worauf 
gründet sich gegebenenlalls der in dem Wort- 
laut der dpa-Meldung zum Ausdruck kom- 
mende Entzug der deutschen Staatsangehörig- 
keit lür eine große Zahl von Deutschen? 

8. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Engelsberger für die Ermordung der israelischen Sportler 

auch jene Länder Verantwortung tragen, die 
diese Menschen nicht an ihrem Tun hindern, 
und wie ist bejahendenfalls diese Auffassung 
mit der Erklärung von Bundesaußenminister 
Scheel, daß die arabischen Staaten für den 
Terroranschlag in München nicht verantwort- 
lich gemacht werden können, in Einklang zu 
bringen? 

9. Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung den Deut- 

Dr. Hupka sehen Bundestag und die deutsche Öffentlich- 

keit nicht darüber informiert, daß in einer so- 
genannten vertraulichen Erläuterung zur „In- 
formation der Volksrepublik Polen" sowohl 
der zeitliche Ablauf der Aussiedlung be- 
schränkt als auch der Personenkreis ganz eng 
begrenzt worden ist, offenbar unter Ausschluß 
der Deutschen „auf Grund ihrer unbestreit- 
baren deutschen Volkszugehörigkeit", wie es 
noch in der „Information" steht? 

10. Abgeordneter In welcher Weise kann die Bundesregierung 

Dr. Hupka nach den Gesprächen mit dem polnischen Aus- 

senminister in Bonn dafür Sorge tragen, daß 
die Anträge von Aussiedlern nicht unter fa- 
denscheinigen Vorwänden abgelehnt und daß 
die Ablehnungsgründe auch den Vertretern 
der Bundesrepublik Deutschland, insbesondere 
dem Deutschen Roten Kreuz bekannt gegeben 
werden, damit entsprechend dem Text und 
Inhalt der „Information" dagegen Einspruch 
erhoben werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


11. Abgeordneter Wie haben die Sicherheitsbehörden festge- 

Reddemann stellt, daß sich der vom Parlamentarischen 

Staatssekretär im Auswärtigen Amt, Moersch, 
gegen Bonner Journalisten erhobene Vorwurf, 
sie seien als Agenten tätig, nicht erhärtet hat? 
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12. Abgeordneter 
Reddemann 


13. Abgeordneter 

Kunz 


14. Abgeordneter 
Kunz 


15. Abgeordneter 
Hansen 


16. Abgeordneter 
Hansen 


17. Abgeordneter 
Löffler 


18. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


Sind die betroffenen Journalisten, deren Ver- 
lagshäuser, ihre Besucher, ihre Telefongesprä- 
che und ihre Post überwacht worden, oder er- 
wiesen sich die Verdächtigungen des Staats- 
sekretärs Moersch als so substanzlos, daß auch 
ohne Recherchen der Sicherheitsbehörden die 
Schuldlosigkeit der angeschuldigten Journali- 
sten erwiesen war? 

Sieht die Bundesregierung in der Reise einer 
Professoren-Kommission der Freien Universi- 
tät Berlin aus öffentlichen Mitteln nach Brüssel 
eine Umgehung des vom Bundesminister des 
Innern gegen Ernest Mandel verhängten Ein- 
reiseverbots? 

Was wird die Bundesregierung tun um sicher- 
zustellen, daß die Freie Universität Berlin, die 
vom Bund in großzügigster Weise gefördert 
wird, das gegen Ernest Mandel vom Bundes- 
minister des Innern verhängte Einreisever- 
bot nicht erneut umgeht, beispielsweise zur 
Durchführung eines Habilitationsverfahrens 
zugunsten von Mandel? 

Treffen die von der DKP gegenüber einigen 
Unternehmen öffentlich erhobenen schweren 
Vorwürfe über gesetzwidriges und gemein- 
gefährliches wildes Ablagern von giftigen Ab- 
fallstoffen zu? 

Hält die Bundesregierung es für angezeigt, 
zur schnelleren und wirkungsvolleren Straf- 
verfolgung derart skrupelloser Gesetzesbre- 
cher spezialisierte Umweltschutz-Staatsanwalt- 
schaften einzurichten und über die Strafbe- 
stimmungen des Abfallbeseitigungsgesetzes 
hinaus besondere Strafvorschriften zum Schutz 
der Umwelt in den Abschnitt „Gemeingefähr- 
liche Verbrechen und Vergehen" des Straf- 
gesetzbuches aufzunehmen? 

Nachdem die palästinensischen Terroristen für 
den Fall des Scheiterns ihres verbrecherischen 
Anschlags in München gedroht haben, die Bun- 
desrepublik Deutschland als ihr bevorzugtes 
Aktionsfeld zu wählen, frage ich die Bundes- 
regierung, welche Maßnahmen sie zu ergrei- 
fen gedenkt, um diese Gefahr abzuwenden? 

Ist die in der „Frankfurter Rundschau" vom 
19./20. August 1972 veröffentlichte Meldung 
zutreffend, wonach die bisherige finanzielle 
Unterstützung des Bundes für den Suchdienst 
des Deutschen Roten Kreuzes in der Finanz- 
planung für 1973 gekürzt werden soll, und ist 
die Bundesregierung mit mir der Meinung, daß 
die bisher gewährte Unterstützung in voller 
Höhe beibehalten werden sollte, um eine Per- 
sonaleinschränkung beim DRK-Suchdienst und 
damit eine zeitliche Streckung aller Nachfor- 
schungen zu vermeiden? 
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19. Abgeordneter 

Dr. Slotla 


20. Abgeordneter 
Riedel 
(Frankfurt) 


21. Abgeordneter 
Riedel 
(Frankfurt) 


22. Abgeordneter 

Dr. Sdiulz 
(Berlin) 


23. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


Gedenkt die Bundesregierung, die bisher ge- 
währte Unterstützung in voller Höhe aufrecht 
zu erhalten und damit auch der Bitte des Ver- 
bands der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Be- 
hinderten und Sozialrentner Deutschlands 
(VDK) zu entsprechen? 

Betrachtet die Bundesregierung das Fünfte Ge- 
setz zur Änderung und Ergänzung des Häft- 
lingshilfegesetzes vom 29. Juli 1971 (BGBl. I 
S. 1173) bereits als eine dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz vergleichbare Lösung — vgl. Bun- 
desgesetz zur Entschädigung für Opfer der na- 
tionalsozialistischen Verfolgung vom 29. Juni 
1956 (BGBl. I S. 562) i. d. F. des BEG-Schluß- 
gesetzes vom 14. September 1965 (BGBl. I S. 
1315 zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. August 1971 — BGBl. I S. 1426) — , oder 
aus welchem Grunde ist die Bundesregierung 
der Meinung, daß die ungefähr 17 000 Frei- 
heitskämpfer unter der Roten Diktatur in der 
Sowjetischen Besatzungszone — d. h. die so- 
genannten 9 b-Häftlinge, die allein wegen ih- 
res persönlichen Einsatzes nach 1945 ver- 
schleppt worden sind — , unbedingt und auf 
die Dauer schlechter gestellt werden müssen 
als diejenigen, die Freiheit und Leben unter 
der braunen Diktatur aufs Spiel gesetzt haben? 

Aus welchem Grunde hat die Bundesregierung 
— entgegen ihrer Ankündigung auf die Schrift- 
lichen Fragen der CDU/CSU-Abgeordneten 
Gerhard Kunz und Jürgen Wohlrabe (Anla- 
gen 38 und 40 des Stenographischen Berichts 
über die 170. Sitzung vom 4. Februar 1972, 
S. 9728) — in den §§ 2 bis 3 der Ersten Ver- 
ordnung über^die Auszahlung von zusätzli- 
chen Eingliederungshilfen und Ausgleichslei- 
stungen nach dem Häftlingshilfegesetz vom 
26. April 1972 (BGBl. I S. 745) schließlich 
doch nicht solchen am härtesten betroffenen 
politischen Häftlingen Prioritäten eingeräumt, 
die „im Gewahrsam gesundheitliche Schäden 
erlitten haben" oder „lange inhaftiert waren"? 


Ist die Bundesregierung bereit, nach dem Blut- 
bad m München und Fürstenfeldbruck sämt- 
liche Aktivitäten palästinensischer Gruppen 
in der Bundesrepublik Deutschland radikal zu 
unterbinden und alle Angehörigen arabischer 
Staaten, die auch nur entfernt im Verdacht 
terroristischer Neigungen und Umtriebe ste- 
hen, auszuweisen? 

Aus weldien Gründen hat die Bundesregie- 
rung bisher keine Maßnahmen gegen die nach 
ihren eigenen Angaben etwa 50 im Bundes- 
gebiet bestehenden, zu terroristischen Betäti- 
gungen neigenden Ausländergruppen ver- 
schiedener Nationalität ergriffen? 
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24. Abgeordneter 
Dr. Sdineider 
(Nürnberg) 


25. Abgeordneter 
Dr. Miltner 


26. Abgeordneter 
Dr. Miltner 


27. Abgeordneter 
Dr. Jobst 


28. Abgeordneter 
Dr. Arndt 
(Hamburg) 


29. Abgeordneter 
Weigl 


30. Abgeordneter 
Engelsberger 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregie- 
rung bis zum heutigen Tag keine Maßnahmen 
gegen die zehn im Bundesgebiet tätigen palä- 
stinensischen Organisationen ergriffen, an ih- 
rer Spitze „AL FATAH" mit ihren 36 Zweig- 
gruppen und Kontaktstellen? 

Trifft es zu, daß die Gruppe „Schwarzer Sep- 
tember", die die Verantwortung für den An- 
schlag auf die israelische Olympia-Mannschaft 
übernommen hat, eine Unter Organisation der 
„AL FATAH" darstellt, und daß ihr Führer 
gleidizeitig Mitglied der Führungsspitze der 
„AL FATAH" ist? 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 
eine enge Zusammenarbeit der palästinensi- 
schen Untergrundorganisatioii mit deutschen 
linksradikalen Organisationen vor? 

Trifft es zu, daß fast alle linksextremistischen 
Gruppen nach den Feststellungen der Sicher- 
heitsorgane Beziehungen zu palästinensischen 
Gruppen unterhalten und zum Teil sogar im 
Guerillakampf geschult werden? 

Trifft die von einigen Presseorganen aufge- 
stellte Behauptung zu, daß die Vorschußzah- 
lungen, die Beamten, Richtern und Soldaten 
seit Anfang 1972 auf vorgesehene Besoldungs- 
erhöhungen gewährt werden, ab 1. Januar 
1973 zurückgezahlt werden müssen, wenn bis 
dabin eine gesetzliche Regelung nicht erfolgt 
ist? 

Besteht bei verheirateten Ausländern, die als 
Touristen ihren Ehepartner in der Bundes- 
republik Deutschland besuchen und denen 
während ihres Aufenthalts in der Bundesrepu- 
blik Deutschland eine Arbeitsstelle und eine 
angemessene Wohnung angeboten werden, für 
die Ausländerbehörde die Möglichkeit, eine 
Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, ohne daß die 
Betreffenden zum Zwecke der Familienzusam- 
menführung zunächst in ihr Heimatland zu- 
rückreisen und von dort aus ihre Anwerbung 
betreiben müssen? 

Wie ist die Feststellung des Bundeskanzlers 
während eines Informationsgesprächs mit 
Journalisten, das Bundesinnenministerium sei 
von den bayerischen Sicherheitsbehörden nicht 
in genügender Weise an den Beratungen über 
das Vorgehen der Polizei beteiligt worden, 
vereinbar mit der wiederholten Beteuerung 
von Bundesinnenminister Genscher, lückenlos 
an den Beratungen des Krisenstabs teilgenom- 
men zu haben, und mußte die Bundesregierung 
auf Grund der außenpolitischen Zusammen- 
hänge nicht sowieso zwingend an der Lage- 
besprechung teilnehmen und damit auch die 
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Verantwortung für die gescheiterte Befrei- 
ungsaktion mitübernehmen, zumal Regie- 
rungssprecher Ahlers nach dem scheinbaren 
Erfolg noch erklärt hatte, daß es der „feste 
Wille der Bundesregierung" gewesen sei, die 
Terroristen mit ihren Opfern „nicht zum Ab- 
flug kommen zu lassen"? 

31. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft geben, 

Dr. Giulini warum Ausländsdeutsche nicht wahlberechtigt 

sind? 

32. Abgeordneter Trifft es zu, daß die vom Referat öffentlich- 

Schulhoff keitsarbeit des Bundesministeriums des Innern 

herausgegebene Broschüre „Erklärung der 
Bundesregierung zur Inneren Sicherheit" an 
etwa 110 000 vorwiegend mittelständische 
Adressaten (freiberufliche Akademiker, Selb- 
ständige, Lehrer etc.) versandt worden ist und 
die für die Herstellung und Versendung der 
Broschüre verwendeten Haushaltsmittel die 
Summe von 70 000 DM übersteigen? 

33. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat der Bundesminister 

Sdiulhoff des Innern die genannte Broschüre zu diesem 

Zeitpunkt gerade an diesen Personenkreis 
versenden lassen? 

34. Abgeordneter Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 

Wohlrabe rung über die Zusammenarbeit linksradikaler 

deutscher Studenten und Jugendorganisatio- 
nen mit militanten palästinensischen Gruppen 
vor? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


35. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 

Weigl geben, ob die Ankündigung des Geschäfts- 

führers der AIR-Commerz Martin-Lothar Bau- 
mann, dieses Bedarfsflugunternehmen zu li- 
quidieren, den Verdacht von Kommanditisten 
des ebenfalls eingestellten Baumann-Projektes 
„Kurbad Zentrum Sibyllenbad" bestätigt, daß 
die Wirtsdiaftskriminalität in der Bundesre- 
publik Deutschland zu wenig bekämpft wird? 

36. Abgeordneter Sind bei der Durchsuchung der Redaktions- 

Werner räume der Illustrierten Quick Dokumente und 

Unterlagen gefunden worden, die nur aus 
Regierungshand stammen können und falls 
ja, können diese Unterlagen im Zusammen- 
hang der Beraterverträge der ehemaligen 
Staatssekretäre Dorn und Raffert in die Hand 
dieser Zeitung gekommen sein? 
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37. Abgeordneter Hat die von der Bundesregierung angekündig- 

Kaffka te Besprechung mit den Ländern über die Vor- 

bereitung gesetzlicher Maßnahmen zum wirk- 
samen Schutz der Verbraucher vor einer miß- 
bräuchlichen Verwendung unangemessener 
(oder anstößiger) Allgemeiner Geschäftsbedin- 
gungen stattgefunden, und zu welchen Ergeb- 
nissen hat eine etwaige Kontaktaufnahme mit 
den Ländern geführt? 

38. Abgeordneter Welche sachlichen und zeitlichen Voraussagen 

Kaffka lassen sich gegenwärtig für eine gesetzliche 

Lösung des Problems machen, Verbraucher 
wirksamer als bisher vor mißbräuchlicher 
Ausnutzung durch Verfolgung einseitiger Ge- 
schäftsinteressen zu schützen? 

39. Abgeordneter Hat die vom Bundesminister der Justiz ange- 

Krockert kündigte Sachverständigenkommission, die 

Maßnahmen zur wirkungsvolleren Bekämp- 
fung der Wirtschaftskriminalität erarbeiten 
soll, inzwischen ihre Tätigkeit aufgenommen, 
und wie ist der Prüfungsauftrag der Kommis- 
sion abgegrenzt? 

40. Abgeordneter Wie ist diese Kommission personell zusam- 

Krockert mengesetzt? 

41. Abgeordnete Wie hat sich der neue Kündigungsschutz für 
Frau Meermann Wohnraummietverhältnisse in der Praxis be- 
währt? 

42. Abgeordnete Ist gegebenenfalls an eine Verlängerung der 
Frau Meermann bislang auf den 31. Dezember 1974 begrenzten 

Geltungsdauer des Wohnraumkündigungs- 
schutzes oder an dessen Übernahme als Dau- 
errecht gedacht? 


Gesdiäftsbereidr des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


43. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Absatz- 

Dr. Fuchs läge der ostbayerisdien Granitindustrie, und 

welche Maßnahmen beabsichtigt sie zu ergrei- 
fen, um die Gefahr der Entlassung von Arbeit- 
nehmern und die Schließung von Betrieben 
abzuwenden? 

44. Abgeordneter Wieviel Preisprüfungsverfahren sind vom 

Dr. Unland Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft gemäß 

Runderlaß Außenwirtschaft Nr. 42/70 bei wel- 
chen Artikeln durchgeführt worden bzw. noch 
in Durchführung begriffen? 
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45. Abgeordneter 

Dr. Unland 


46. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 


47. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 


48. Abgeordneter 
Werner 


49. Abgeordneter 
Schlaga 


50. Abgeordneter 
Schlaga 


51. Abgeordneter 
Dr. Apel 


52. Abgeordneter 

Dr. Apel 


Was hat die Bundesregierung bei Voriiegen 
entsprechender Ergebnisse mit welchem Erfolg 
unternommen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
den Verkauf von öl und Filtern in Kauf- 
häusern schon 12Vo aller Kraftfahrer ihren 
Ölwechsel selbst vornehmen und eine stei- 
gende Gefahr für die Umwelt dadurch ent- 
steht, daß der Verbleib des Altöls unkontrol- 
liert ist? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu ergreifen, um dieser Gefahr zu 
begegnen? 

Ist es richtig, daß eine Einigung mit Prof. Mä- 
chens bisher nicht erfolgt ist, und bedeutet das, 
daß er nun doch als Präsident der Bundesan- 
stalt für Bodenforschung in Hannover tätig 
werden soll? 

Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
tun, daß Versicherungsgesellschaften durch 
„hauseigene" bzw. bei ihnen angestellte Gut- 
achter einen Kfz-Schaden häufig zu einem 
wesentlich höheren Betrag feststellen und re- 
gulieren als die neutralen Gutachten von un- 
abhängigen freiberuflich tätigen Sachverstän- 
digen ihn ausweisen, und daß durch diese 
Methode scheinbar notwendig gewordene Prä- 
mienerhöhungen zu Lasten der Autobesitzer 
erheblich zur Preissteigerung beitragen? 

Beurteilt die Bundesregierung auf Grund der 
dargestellten Praxis die Zielvorstellungen der 
Versicherungen in der Weise, daß diese im 
jetzigen Stadium durch Ausschaltung der neu- 
tralen, unabhängigen, freiberuflich tätigen 
Sachverständigen und durch die genannte 
überhöhte und sofortige Schadensregulierung 
die Kfz- Werkstätten abhängig machen wol- 
len, um später im „Monopolverfahren" durch 
hauseigene Sachverständige diesen Werkstät- 
ten die Preise diktieren zu können, unter Um- 
ständen auf Kosten der Qualität der Repara- 
tur und der Verkehrssicherheit und damit zum 
Nachteil der Autofahrer? 

Welche Schritte hat die Bundesregierung ein- 
geleitet, um dem Fiaggenprotektionismus Ar- 
gentiniens gegenüber den deutschen Reede- 
reien entgegenzutreten? 

Was hat die Bundesregierung xmternommen, 
um bei bevorstehenden EWG -Handelsver- 
tragsverhandlungen mit Argentinien auf die 
Einhaltung der im November 1971 abgegebe- 
nen argentinischen Erklärung, in der die Ver- 
schiffungsfragen geregelt werden, hinzuwir- 
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53. Abgeordneter 

Ott 


54. Abgeordneter 

Ott 


55. Abgeordneter 

Lemmridi 


56. Abgeordneter 

Lemmrich 


57. Abgeordneter 
Dr. Dübber 


58. Abgeordneter 
Neemann 


59. Abgeordneter 
Neemann 


ken und damit zu einer geschlossenen Ab- 
wehrhaltung der EWG-Partner gegenüber dem 
Flaggenprotekti onismus lateinamerikanischer 
Länder beizutragen? 

Welche Stellung nimmt die Bundesregierung 
dazu ein, daß laut Pressemeldungen die Preis- 
steigerungsrate im Juli 5,7®/o betrug, Bundes- 
kanzler Brandt jedoch vor langer Zeit schon 
erklärte, daß es bei einer Teuerung von 4Vo 
ernst werde? 

Steht die Bundesegierung noch zu den Er- 
klärungen ihres früheren Bundeswirtschafts- 
ministers, der als Endziel 3Vo, 2®/o bzw. iVo 
Preiserhöhung nannte? 

In welchem Zeitablauf gedenkt die Bundesre- 
gierung, der Deutschen Bundesbahn den Fehl- 
betrag abzunehmen, den der Bund der Deut- 
schen Bundesbahn bisher nicht bezahlt hat und 
den die Deutsche Bundesbahn zur Zeit selbst 
finanzieren muß und der bis zum 31. Dezem- 
ber 1971 2,2 Milliarden DM und Jahresende 
1972 3 Millarden DM beträgt? 

Wie hoch belaufen sich die Zinskosten im Jahr 
1972, die die Deutsche Bundesbahn für die ihr 
nicht erstatteten Fehlbeträge bezahlen muß? 

Hält die Bundesregierung die fortdauernde 
Belegung betrieblicher Hinterbliebenenrenten 
mit Erbschaftsteuer noch für zeitgemäß und 
sozial gerecht, oder warum hat sie dieses 
Problem nicht in ihrem Sozialberidit 1972 er- 
wähnt? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, Initiativen 
zur Fortgeltung des Entwiddungshilfe-Steuer- 
gesetzes 1968 auch über den 31. Dezember 1972 
hinaus einzuleiten, und wenn ja, soll das 
Gesetz in unveränderter Fassung fortgelten 
oder sollen die ohnehin attraktiven Standorte 
aus dem Kreis der Fördergebiete konsequen- 
ter als bisher ausgeklammert werden? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Gel- 
tungsdauer der §§ 25 und 26 des Umwand- 
lungsteuergesetzes über den 31. Dezember 
1972 hinaus zu verlängern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Emähningr 
Landwirtschaft und Forsten 


60. Abgeordneter Wieviel Projekte des einzelbetrieblichen För- 
Hödierl deiungsprogramms für die Landwirtschaft 

wurden in den Jahren 1969 bis 1972 verwirk- 
licht, und wie ist das zahlenmäßige Verhältnis 
zu den Jahren 1966 bis 1969? 
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61. Abgeordnete Trifft es zu, wie auch die Arbeitsgemein- 

FrauDr. Orth schaft für Verbraucher feststellt, daß seit 1956 

durch den Einsatz von über einer Milliarde 
DM staatlichen Zuschüssen die Zahl der Mol- 
kereien von rund 3000 auf 1100 verringert 
wurde, daß dabei Betriebe stillgelegt wurden, 
die gerade erst mit staatlichen Investitionszu- 
schüssen gebaut worden waren, daß gleichzei- 
tig neue, unangemessen aufwendige Betriebe 
errichtet wurden, deren Kapazitäten — auch 
in Spitzenzeiten — nur zum Teil ausgelastet 
sind, und daß die Verbraucherpreiserhöhung 
für Trinkmilch in der letzten Zeit zum Teil 
Folgen dieser fehlgeplanten Molkereistruktur- 
politik sind? 


62. Abgeordnete Trifft es zu, daß zur Erstellung von Gutachten 

Frau Dr. Orth zur Molkereistrukturverbesserung bei der 

Bundesanstalt für Milchforschung in Kiel nicht 
oder nur in geringem Umfang das eigens zu 
diesem Zweck eingestellte wissenschaftliche 
Personal eingesetzt wurde, und sind aus den 
Ergebnissen des Bonner Untersuchungsaus- 
schusses bei seinen Überprüfungen an der 
Bundesanstalt für Milchforschung in Kiel sach- 
liche, organisatorische und personelle Konse- 
quenzen in dieser Richtung zu erwarten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


63. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Erscheint angesichts des ständigen Geldwert- 
verlustes ein bereits 1960 festgesetzter, ohne 
besonderen Nachweis anerkannter Pauschal- 
betrag von monatlich 150 DM, der Sch werst- 
beschädigten nicht als Einkünfte auf ihren 
Berufsschadensausgleich angerechnet wird, 
noch angemessei^, insbesondere dort, wo es 
sich um lohnsteuerfreie Aufwandsentschädi- 
gungen für Mitglieder eines Gemeindeparla- 
ments handelt? 


64. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Sind Schwerstbeschädigte, die unter den Per- 
sonenkreis der Sonderfürsorge fallen, bei Aus- 
übung ehrenamtlicher kommunalpolitischer 
Tätigkeiten gegenüber nicht kriegsbeschädig- 
ten Inhabern politischer Ehrenämter, die der- 
artige Erschwernisse nicht hinnehmen müs- 
sen, angesichts einer Handhabung, wie sie in 
Frage .... angesprochen ist, nicht besonders 
benachteiligt, obwohl doch offenkundig bleibt, 
daß derart vom Schicksal hart Betroffene bei 
Ausübung öffentlicher Aufgaben außerordent- 
liche Auslagen in Kauf zu nehmen haben? 
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65. Abgeordnete Hält die Bundesregierung die Auffassung der 
Frau Kalinke landwirtschaftlichen Alterskassen für richtig, 

daß der Zuschuß zur Krankenversicherung der 
Rentner den Landwirten im Zeitpunkt der Er- 
füllung der Voraussetzungen für den Bezug 
von Altersgeld versagt werden kann, wenn 
sie sich als Aktive bis zum 31. Dezember 1972 
von der Versicherungspflicht der Landwirt- 
schaft haben befreien lassen? 

66. Abgeordnete Hält die Bundesregierung das Angebot von 

Frau Kalinke Kostenerstattung „auf Wunsch“ bei der Alters- 

kasse für Gartenbau für zulässig, obwohl 
der frühere Staatssekretär Dr. Auerbach im 
Namen der Bundesregierung gegenüber dem 
Parlament ausdrücklich erklärt hat, daß das 
Gesetz den RVO-Kassen ausnahmslos die Ko- 
stenerstattung verbietet? 

67. Abgeordneter Aus welchen Gründen wird im Sozialbericht 
Geisenhofer 1972 der im Sozialbericht 1971 angesprochene 

gesetzliche Bildungsurlaub für Arbeitnehmer 
nicht mehr erwähnt? 


68. Abgeordneter Wie hoch war im vergangenen Jahr der Pro- 
Härzschel zentsatz der Frauen und Männer, die sich einer 

Vorsorgeuntersuchung unterzogen haben, und 
welche Überlegungen hat die Bundesregierung 
angestellt, wie die Bereitschaft, an Vorsorge- 
untersuchungen teilzunehmen, gefördert wer- 
den kann? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


69. Abgeordneter Welchen Inhalt hat ein jüngst ergangener Er- 
Dr. Artzinger laß des Bundesverteidigungsministeriums über 
die Verwertung bzw. Vernichtung abgängiger 
Kleiderbestände der Bundeswehr? 


70. Abgeordneter Wie wird sidiergestellt, bzw. kann für die Zu- 
Dr. Artzinger kunft sichergestellt werden, daß die Vernich- 
tung noch brauchbarer abgängiger Kleidung 
der Bundeswehr vermieden wird? 


71. Abgeordneter Nachdem der Bundesminister der Verteidi- 

Baier gung entschieden hat, daß der neue Sitz für 

die zusammengeführten Krelswehrersatzäm- 
ter Heidelberg, Mosbach und Mannheim in 
Mannheim sein soll, frage ich den Bundes- 
minister für Verteidigung, ob und welche 
Konzeption für die Sicherstellung der bisheri- 
gen Arbeitsplätze der Bediensteten der drei 
Kreiswehrersatzämter besteht? 
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72. Abgeordneter Besteht für das neue Kreiswehrersatzamt 

Baier — Musterungszentrum — Mannheim bereits 

ein Stellenplan, und wie viele der bisher Be- 
diensteten der drei Kreiswehrersatzämter sol- 
len entlassen oder an andere Stellen versetzt 
werden? 

73. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Berichte in der 

Kater Zeitschrift „Der Spiegel" Nr. 28/1972 imd in 

der Zeitung „Metall" Nr. 17/1972 bestätigen, 
wonach der Bundesrechnungshof festgestellt 
haben soll, daß in den Jahren 1968 und 1969 
über 150 000 Gewehre vom Bundesverteidi- 
gungsministerium als „verschwunden" gemel- 
det wurden? 

74 Abgeordneter Was hat die Bundesregierung veranlaßt, um 
Kater die in diesen Berichten angegebenen Vorgän- 

ge zu kären? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


75. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Dr. Schwerer durch eine Verbesserung der Richtlinien zu 

dem Gesetz über die Ableistung eines frei- 
willigen sozialen Jahres eine größere Zahl 
von Mädchen sich bereit finden würde, einen 
wertvollen Beitrag zur Lösung schwieriger 
sozialer Fragen, wie die Entlastung kinder- 
reicher Familien, Krankenbetreuung und Für- 
sorge für alte Menschen zu leisten? 

76. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Voraussetzun- 
Dr. Sdiwörer gen dafür zu schaffen, daß diejenigen, die ein 

freiwilliges Jahr ableisten, in der Folgezeit bei 
der Berufsausbildung, besonders etwa durch 
bevorzugte Bereitstellung von Studienplätzen 
und bevorzugte Teilnahme an anderen be- 
ruflichen Förderungsmöglichkeiten bis hin zu 
Auslandsstipendien, zu unterstützen und ent- 
sprechend den eventuell möglichen Vergünsti- 
gungen intensiv für die Ableistung eines frei- 
willigen sozialen Jahres zu werben? 

Ist das Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesimdheit bereit, der auf dem 24. deut- 
schen Therapiekongreß in Karlsruhe zum Aus- 
druck gebrachten fachärztlichen Meinimg, die 
„Masern" seien wegen relativ häufiger Kom- 
plikationen eine keineswegs harmlose Erkran- 
kung, dadurch grundsätzlich beizupflichten, 
daß der Versuch, den epidemischen Charakter 
dieser Krankheit durch Verwendung von 
„Schwarz-Lebendimpfstoff" auf dem Weg von 
Massenschutzimpfungen einzudämmen, geför- 
dert wird? 


77. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 
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78. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 


79. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 

80. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


81. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 


82. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


83. Abgeordneter 
Härzschel 


Sind der Bundesregierung die Erkenntnisse der 
Dissertation des Mainzer Arztes Peter von 
Seck (Der Spiegel Nr. 33/1972 S. 49 ff.) be- 
kannt, wonach sidi die aus den Klosetts von 
Eisenbahnwagen fliegenden Fäkalien in kleine 
Tröpfchen auflösen und — statt auf dem Gleis- 
körper zu landen — als eine Art Spray die 
seitlichen äußeren Fahrzeugwände bestreichen 
und durch geöffnete Fenster auch ins Innere 
der Waggons gelangen können? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die davon 
ausgehenden Gefahren der Übertragung von 
Seuchenerregern? 

Welche Folgerungen zieht das Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit aus 
der während der 24. deutschen Therapiewoche 
in Karlsruhe getroffenen fachärztlichen Fest- 
stellung, das Vorkommen von Gicht als Folge 
wachsenden „Luxuskonsums“ von Nahrungs- 
mitteln mit „Vorstufen“ von Harnsäure stehe 
in der ärztlichen Praxis heute an erster Stelle 
unter den rheumatischen Krankheiten? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, den gesetz- 
gebenden Körperschaften einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, der das Berufsbild des „Rettungs- 
sanitäters“ regelt, und welche berufsfördern- 
den Maßnahmen sieht die Bundesregierung 
für diesen Beruf gegebenenfalls vor? 

Mit welchem Ergebnis ist die im Jugendbericht 
der Bundesregierung mitgeteilte Prüfung be- 
endet worden, ob die Einführung von Unter- 
haltsausgleichkassen für nichtehelich geborene 
oder aus geschiedenen Ehen stammende Kin- 
der nach skandinavischem Vorbild sinnvoll 
erscheint? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die auf 
kommerzieller Basis betriebenen Diagnose- 
zentren, und treffen Pressemeldungen zu, wo- 
nach wegen zu geringer Inanspruchnahme 
einige dieser Zentren in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten geraten sind? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


84. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Timm 


Da es über dem Stadtgebiet von Offenbadi 
und dem Landkreis Offenbach, hier besonders 
über der Stadt Neu-Isenburg, immer wieder 
zu erheblichen Lärmbelästigungen der Bevöl- 
kerung durch entweder zu tief oder nicht in 
der vorgesehenen Schneise fliegenden Flug- 
zeuge kommt, frage ich die Bundesregierung, 
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welche Möglichkeiten sie hat, nach dem gel- 
tenden Luftverkehrsgesetz und der Luftver- 
kehrsordnung effektiver als bisher gegen sol- 
che Fluglärm Sünder vorzugehen und ob dem 
erwähnten Raum in der Zukunft besondere 
Aufmerksamkeit in bezug auf die Verletzung 
der bestehenden Regelungen gewidmet wer- 
den kann? 


85. Abgeordneter In welchem Umfang ist die Bundesregierung 
Rollmann im nationalen und internationalen Rahmen 

den in der Arbeitsgruppe Flaggenprotektio- 
nismus erarbeiteten Vorschlägen der Ver- 
kehrsminister und -Senatoren der Küstenlän- 
der zur Bekämpfung des Flaggenprotektionis- 
mus erfolgt? 


86. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Transit Vereinbarung in 
Hösl Erfüllung des Vieimächte- Abkommens über 

Berlin nicht ausdrücklich auf den Schiffsver- 
kehr zwischen Westdeutschland und denjeni- 
gen Westberliner Wasserstraßen erstredet 
wurde, die nur auf dem Weg durch den So- 
wjetsektor zu erreichen sind, und was unter- 
nimmt die Bundesregierung gegebenenfalls, 
die „DDR "-Behörden zu veranlassen, auch auf 
diesen Verkehr die Transitvereinbarungen an- 
zuwenden? 


87. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 


Wie begründet die Bundesregierung den Bild- 
aufdiuck auf Postkarten, und ist darin im Hin- 
blick auf die Einschränkung des Plat^jes und 
die erzielten Werbeeinnahmen nicht eine er- 
neute Gebührenerhöhung zu sehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


88, Abgeordneter Wie haben sich die deutschlandpolitischen Be- 
Dr. Kreutzmann mühungen der Bundesregierung in der Bun- 
desrepublik Deutschland in bezug auf die Auf- 
gabenstellung der Regierungserklärung vom 
28. Oktober 1969 ausgewirkt, wonach es Auf- 
gabe der praktischen Politik sei, die Einheit 
der Nation zu wahren, und wie haben sich 
diese Bemühungen im Bewußtsein und Wissen 
unserer Bevölkerung niedergeschlagen? 


89. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 


Treffen Meldungen zu, daß entgegen der in 
„Information der Deutschen Demokratischen 
Republik zu Reiseerleichterungen" zugesagten 
Verbesserung der Besuchsmöglichkeiten in der 
DDR große Sperrgebiete entlang der Zonen- 
grenze von einer solchen Regelung ausge- 
nommen werden sollen? 
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90. Abgeordneter Welche Schritte wird die Bundesregierung 

Prinz zu Sayn- einleiten, um eine solche Einschränkung der 
Wittgenstein- BesuchsmÖglichkeiten zu verhindern? 

Hohenstein 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


91. Abgeordneter Wieviel Gutachten und Studien wurden vom 

Lenzer Bundesministerium für Bildung und Wissen- 

schaft mit welchen Bewilligungsgeldern seit 
1969 vergeben? 

92. Abgeordneter Welche Gründe sind im allgemeinen für die 

Lenzer Vergabe von Gutachten maßgebend, und wie 

werden die Gutachten im Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft ausgewertet? 

93. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts 

Pfeifer früherer Äußerungen der Bundesminister Prof. 

Dr. Leussink und Dr. von Dohnanyi, bis 1975 
werde es — abgesehen von der Fachrichtung 
Medizin — an den deutschen Hochschulen kei- 
nen numerus clausus mehr geben, die neue- 
sten Feststellungen der Westdeutschen Rek- 
torenkonferenz, die Zulassungschancen für 
Studienbewerber, die im kommenden Semester 
eines der in das zentrale Registrierverfahren 
einbezogenen Fächer belegen wollen, hätten 
sich gegenüber dem Vorjahr weiter ver- 
schlechtert? 


94. Abgeordneter Worauf führt die Bundesregierung diese neu- 
Pfeifer erliche Verschlechterung der Studienchancen 

für die Abiturienten zurück, und hält sie noch 
an ihren Versprechungen fest, bis 1975 werde 
der numerus clausus in allen Fachrichtungen 
mit Ausnahme des Fachs Medizin beseitigt 
sein? 


95. Abgeordneter Wie groß ist die Zahl der Studierenden aus 
von Bockeiberg den arabischen Ländern an den Wissenschaft- 
lichen Hochschulen in der Bundesrepublik 
Deutschland, und welchen Anteil an dieser 
Zahl haben die einzelnen arabischen Länder? 

96. Abgeordneter Wie groß ist die Zahl der an Wissenschaftli- 
von Bockelberg chen Hochschulen oder Fachbereichen mit nu- 
merus clausus Studierenden aus arabischen 
Ländern, und welchen Anteil an dieser Zahl 
haben die einzelnen Disziplinen? 
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97. Abgeordneter Ist der in den letzten Wochen in verschiede- 
Dr. Corterier nen Zeitungen veröffentlichte Katastrophen- 
schutzplan für das Kernforschungszentrum 
Karlsruhe mit dem Bundesministerium für 
Bildung und Wissenschaft abgestimmt worden, 
und ist die Bundesregierung der Ansicht, daß 
dieser Plan und insbesondere das darin vor- 
gesehene Verbleiben der betroffenen Men- 
schen in dem verseuchten Gebiet den optima- 
len Schutz für die Bevölkerung gewährleistet? 

98. Abgeordneter Trifft eine Meldung der Stuttgarter Zeitung 

Dr. Corterier vom 24. August 1972 zu, Bundesminister von 

Dohnany i habe erklärt, das von den Pfalz- 
werken Ludwigshafen geplante Großkraftwerk 
in Wörth gegenüber dem Karlsruher Rhein- 
ufer habe „unter den gegenwärtigen Bedin- 
gungen durchaus Aussicht auf Genehmigung" 
durdi das zuständige Bundesministerium für 
Bildung und Wissenschaft, und ist die Befürch- 
tung der in der „Rheintal- Aktion" zusammen- 
geschlossenen Umweltschutzbürgerinitiativen 
berechtigt, daß durch das Projekt in Wörth 
und die außerdem auf deutscher und französi- 
scher Seite geplanten oder bereits in Bau be- 
findlichen Kernkraftwerke in der Oberrhein- 
ebene die größte Konzentration von Kern- 
kraftwerken auf der Welt mit unabsehbaren 
Gefahren für die Umwelt entstehen könnte? 

99. Abgeordneter Welche Gründe haben die Bundesregierung 
Dn Kotowski veranlaßt, den finanziellen Beitrag für INTER- 

DOC (International Documentation and Infor- 
mation Centre) zu streichen? 

100. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Dr. Kotowski Publikationen von INTERDOC auf hohem wis- 
senschaftlichen Niveau und unter Mitarbeit 
prominenter Gelehrter aus vielen Staaten er- 
arbeitet werden? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV, der Richtlinien 


Geschäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Dr. Witlmann 
(München) 


Ist die Bundesregierung bereit, den seiner- 
zeitigen Brief des ehemaligen Bundesministers 
der Finanzen, Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Alex Möl- 
ler, der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, 
mit dem dieser seinen Rücktritt begründet hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter 

Berger 


3. Abgeordneter 

Berger 


4. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


5. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


6. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 


Welche Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, den Entwurf eines geänderten Bun- 
despersonalvertretungsgesetzes dem Deut- 
schen Bundestag nicht entsprechend dessen 
einstimmigem Ersuchen bis zum 31. August 
1970, sondern erst im August 1972 vorzulegen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung im Hinblick 
darauf, daß die in Erwartung des neuen Geset- 
zes bereits verlängerte Amtszeit der Personal- 
räte im Bundesdienst am 30. April 1973 ab- 
läuft, dem Deutschen Bundestag eine noch- 
malige gesetzliche Verlängerung der Amtszeit 
vorzuschlagen, oder ist sie der Auffassung, 
daß die nach dem 1. Mai 1973 neu zu bilden- 
den Personaivertretungen nunmehr doch 
nach „altem“ Recht gewählt werden sollen? 

Welche politisch motivierten Terror- und Ge- 
waltakte, einschließlich der Androhung von 
solchen, wurden seit dem 1. Januar 1972 von 
Ausländern in der Bundesrepublik Deutsch- 
land begangen, welcher Nationalität sind diese 
Ausländer und welchen Organisationen sind 
diese Akte zuzuschreiben? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung auf dem Gebiet der Gesetzgebung und 
bei der Handhabung des Ausländerrechts in 
der Praxis, um durch Erschwerung der Einreise 
und Erleichterung der Ausweisung extremisti- 
scher Ausländer sowie durch Verbote extremi- 
stischer Ausländerorganisationen die politisch 
motivierte Ausländer-Kriminalität in Deutsch- 
land soweit wie möglich zu unterbinden? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu dem 
vom Deutschen Städtetag herausgegebenen 
„Negativkatalog der zivilen Verteidigung" 
vom 14. April 1972? 
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7. Abgeordneter Welche Arbeitsgruppen und wie viele Per- 
Weber sonen der Bundesregierung beschäftigen sich 

(Heidelberg) z. Z. mit dem Problem der Reform der Struk- 
tur von Bundesregierung und Bundesverwal- 
tung? 

Weldie Ergebnisse hat die Projektgruppe 
„Reform der Struktur von Bundesregierung 
und Bundesverwaltung" (Innenministerium, 
Kapitel 0612) seit ihrer Gründung erzielt, und 
wie haben sidi ihre Vorschläge in der prak- 
tischen Arbeit der Bundesregierung niederge- 
schlagen? 

9. Abgeordneter Sind Pressemeldungen zutreffend, daß die im 
Biecbele Jahr 1964 beim Grenzübergang Konstanz- 

Kreuzlinger Tor erstellte Absaugeanlage für 
Aiitoabgase sich, als völlig unwirksam erwie- 
sen hat und cieswegen abgebaut werden soll, 
und erwägt deswegen die Bundesregierung 
Versuche mit dem neuen Absaugegerät „Clean 
Air" des Schweizer Ingenieurs Georges 
Schwienbadier zur Beseitigung giftiger Auto- 
abgase zu machen, das sich in Zürich und an- 
deren Großstädten bewährt haben soll? 

10. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die seit 
Biecbele einigen Jahren am Bodenseeufer bei Lindau 

betriebenen Forschungen für eine funktions- 
fähige Klärung von Abwässern durch Binsen- 
einheiten, mit denen nicht nur die Nachreini- 
gung geklärter Abwässer betrieben werden 
soll, sondern die auch die vollständige Reini- 
gung der Abwässer kleinerer Gemeinden er- 
möglichen sollen, und ist sie bereit, diese For- 
schungen, die jetzt von einer Arbeitsgruppe 
unter Leitung von Dozent Dr. R. Kickiith vom 
Göttinger Institut für Bodenkunde durchge- 
führt werden, zu unterstützen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


11. Abgeordneter Ist der Abbruch von Wohnhäusern auch dann 

Mick nach Aitikel 6 § 1 des Mietrechtsverbesse- 

rungsgesetzes genehmigungspflichtig, wenn 
durch den folgenden Neubau mehr und besse- 
re Wohnungen erstellt werden, und können 
insbesondere auch bei erfolgter Genehmigung 
Abstandssummen verlangt werden? 

12. Abgeordneter Erhofft sich die Bundesregierung — bei einer 

Mick Beantwortung der Frage 11 mit Ja — von 

einer solchen Auslegung des Gesetzes eine 
durchgreifende Modernisierung des Altbaube- 
stands und des Abbruchs von Bruchbuden? 


8. Abgeordneter 
Weber 
(Heidelberg) 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


13. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Riedl das Gesetz über die Veranlagung von Bren- 

(Mündien) nereien zum Brennrecht im Betriebsjahr 1972/ 

1973 durch die Erweiterung der Ausschuß- 
fristen für die betriebsfertige Herrichtung 
neuer Brennereien, insbesondere für die baye- 
rischen Kartoffelbrennereien, erhebliche Nach- 
teile bringt, und ist der Bundesregierung be- 
kannt, daß in Bayern keine Neuerrichtungen 
von Kartoffelgemeinschaftsbrennereien er- 
folgten, während im norddeutschen Raum eine 
Vielzahl neuer Anlagen geschaffen wurden? 

14. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung, die in Bay- 

Dr. Riedl em betriebswirtschaftlich unumgängliche für 

(München) die Branntweinherstellung vorgesehene Kax- 

toffelerzeugung unterzubringen, und wie be- 
urteilt die Bundesregierung die Wettbewerbs- 
situation der deutschen Kartoffelbrennereien 
nach Inkrafttreten der EWG-Alkoholmarkt- 
ordnung? 

15. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für notwendig 

Looft und möglich, durch die Einbeziehung des Kin- 

dergarten- und Schulbaus in die Gemein- 
schaftsaufgabe zur Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur das Angebot an Bil- 
dungseinrichtungen in den wirtschaftlich 
schwachen Gebieten der Bundesrepublik 
Deutschland zu erhöhen, damit sich die Rand- 
gebiete auch dadurch gegenüber der Anzie- 
hungskraft der Ballungsräume behaupten kön- 
nen? 

Ist es richtig, daß überregionale Schwerpunkt- 
orte (Doppelorte) im Zonenrandgebiet, z. B. 
Marktredwitz- Waldershof, nicht akzeptiert 
werden können, wenn der Doppelort Gemein- 
den umfaßt, die zu zwei Regierungsbezirken 
gehören? 

17. Abgeordneter Gibt es eine zentrale Erfassungsstelle der 

Lenzer Bundesregierung für die von den einzelnen 

Ressorts vergebenen Gutachten? 

18. Abgeordneter Wie wird sichergestellt, daß von den einzel- 

Lenzer nen Ressorts der Bundesregierung nicht gleich- 

zeitig Gutachten zu demselben Thema bestellt 
werden? 

19. Abgeordneter Ist nach Auffassung der Bundesregierung die 

Dr. Arnold Einführung einer „Zweitwohnsteuer", wie sie 

von einigen Städten geplant wird, mit den 
Vorschriften des Grundgesetzes vereinbar? 


16. Abgeordneter 
Weigl 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

20. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in laufenden Bei- 
Niegel tragserhöhungen zum Ausgleich des Haushalts 

der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg, ins- 
besondere zur Finanzierung des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes, die einzige Lösung oder ist 
daran gedacht, das Arbeitsförderungsgesetz 
so zu andern, daß dringende Umschulungs- 
maßnahmen und sinnvolle Förderungsmöglich- 
keiten bleiben, eine mißbräuchliche Ausnüt- 
zung jedoch nicht mehr möglich ist^ 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


21. Abgeordneter Trifft es zu, daß, wie z. B, in Bruchsal gesche- 

Seefeld hen, durchaus gebrauchsfähige Bundeswehr- 

kleidung (z. B. Unterwäsche, Socken, Gummi- 
stiefel, Lederhandschuhe) sauber und gebün- 
delt zur Vernichtung hergerichtet und auf 
Müllhalden abgeladen wird, und billigt die 
Bundesregierung dies? 

22. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Meinung, 

Seefeld daß gebrauchte Bundeswehrkleidungsstücke 

auf ihre weitere Verwertbarkeit geprüft und 
gegebenenfalls caritativen Zwecken zugeführt 
werden sollten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

23. Abgeordneter Ist beabsichtigt, die Selbständigkeit des Deut- 

Wohlrabe sehen Zentralinstituts für soziale Fragen durch 

eine Statutenänderung aufzuheben und wenn 
ja, warum? 

24. Abgeordneter Ist beabsichtigt, das Deutsche Zentralinstitut 

Wohlrabe für soziale Fragen in eine gemeinsame elek- 

tronische Dokumentation aller im sozialen 
Bereich tätigen Organisationen einzubeziehen 
und wenn ja, wann sind diese Arbeiten abge- 
schlossen? 

25. Abgeordneter Trifft es zu, daß PH-Studenten in Nieder- 

Katzer Sachsen die durch das vorgesehene Praktikum 

entstehenden Kosten nach dem Bundesausbil- 
dungsförderurigsgesetz ersetzt erhalten, wäh- 
rend dies in Nordrhein-Westfalen nicht der 
Fall ist, und w-^as gedenkt die Bundesregierung 
gegebenenfalls dagegen zu tun? 
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26. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzu- 

Weber stellen, daß die neu errichteten Gebäude des 

(Heidelberg) Deutschen Krebsforschungszentrums in Heidel- 
berg trotz des Fortfalls der „einmaligen Son- 
derleistung des Bundes zu den Betriebskosten 
der Stiftung Deutsches Krebsforschungszen- 
trum Heidelberg" in Höhe von 1,2 Millionen 
DM, die von der Bundesregierung beschlossen 
worden ist, in notwendigem Ausmaß einge- 
richtet werden? 

27. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Situa- 

Weber tion der deutschen Krebsforschung im inter- v 

(Heidelberg) nationalen Vergleich, und gedenkt sie in die- ^ 

sem Zusammenhang ein umfassendes For- 
schungsprogramm „Krebsforschung" zu verab- 
schieden? 

28. Abgeordneter Trifft es zu, daß mangels zentraler Lebens- 

Löffler mittelüberwachungsämter an den Grenzen aus 

Dänemark, Belgien und den Niederlanden ge- 
kochter Schinken eingeführt wird, der mit 
Phosphat behandelt worden ist und nach deut- 
schen Bestimmungen nicht in den Handel ge- 
langen dürfte? 

29. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Löffler Verbraucher und einheimische Erzeuger dieser 

Produkte vor Schaden und Nachteilen zu be- 
wahren, die sich aus dem Import solcher Pro- 
dukte ergeben? 

30. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt und billigt 

Rollmann sie, daß offenbar nach einem Erlaß des nieder- 

sächsischen Kultusministers vom 20. Dezem- 
ber 1971 (Az. 2031 — B V 2n — 35/71) Stu- 
denten, die Ausbildungsförderung erhalten, 
für Unterbringungs- und Fahrkosten bei aus- 
wärtigen Schulpraktika einen Mehrbedarf nach 
§ 13 Abs. 5 des Biindesausbildungsförderungs- 
gesetzes geltend machen können, während der 
Minister für Wissenschaft und Forschung des 
Landes Nordrhein-Westfalen nach einem 
Runderlaß vom 7. Juli 1972 (Az. I B 7 44-39 
Nr. 01182/72) dies nicht zulassen will? 

31. Abgeordneter Wird die Bundesregierung durch Präzisierung 

Rollmann der Ausführungsbestimmungen sichersteilen, 

daß § 13 Abs. 5 des Ausbildungsförderungs- 
gesetzes in den Bundesländern einheitlich ge- 
handhabt wird (damit die Chancengleichheit 
der Studenten wiederhergestellt wird)? 

32. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Angaben über die 

Kater Entwicklung der Tuberkuloseerkrankungen in 

der Bundesrepublik Deutschland und in den 
benachbarten Staaten in den letzten Jahren 
machen? 
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33. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Notwendig- 

Kater keit und Möglichkeit, vorbeugende alljährli- 

che Röntgenreihenuntersuchungen zur recht- 
zeitigen Erkennung tuberkulöser Infektionen 
für alle Bürger der Bundesrepublik Deutsch- 
land verbindlich festzulegen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

34. Abgeordneter Was kann geschehen, damit der Ausbau der 

Dr. Sdimilt- alten B 44 von Biebesheim bis zum Ortsan- 

Vockenhausen fang Stockstadt, insbesondere durch eine vor- 
dringliche Durchführung der Verbreiterung 
zweier zu schmaler und verkehrsgefährdender 
Brücken, beschleunigt werden kann? 

35. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei ver- 

Maucher schiedenen Bahnhöfen der Deutschen Bundes- 

bahn die Stückgutabfertigung aufgehoben wer- 
den soll, so z. B. in Mengen, Riedlingen und 
Saulgau? 

36. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür 

Mancher einzusetzen, daß diese Maßnahme wegen ihrer 

wirtschaftlichen und personellen Auswirkun- 
gen nicht durchgeführt wird? 

37. Abgeordneter Wird die Bundesregierung nach der in Bayern 

Weigl vollzogenen Gebietsreform die Planungen für 

den Bundesstraßenbau, bzw. -ausbau, auf die 
Erfordernisse der neuen Landkreise hin über- 
prüfen, z. B. durch den vorzeitigen Ausbau 
der B 299 zwischen Erbendorf — Reuth — Fal- 
kenberg als der wichtigsten Verbindungs- 
straße des neuen Kreises Tirschenreuth? 

38. Abgeordneter Trifft es zu, daß ein Postbeamter des höheren 

Erhard Dienstes mindestens zunächst — nicht beför- 

(Bad Schwalbach) dert wurde, weil sich dieser Beamte als Mit- 
glied der Hauptversammlung der gemeinnüt- 
zigen Stiftung „Postwaisenhort" gegen eine 
vom Bundesministerium für das Post- und 
Fernmeldewesen gewünschte Zweckentfrem- 
dung von Geldmitteln dieser Stiftung ausge- 
sprochen hatte? 

39. Abgeordneter Wie soll, für den Fall, daß die vorstehende 

Erhard Frage bejaht wird, sichergestellt werden, daß 

(Bad Schwalbach) derartige Fehlentscheidungen künftig vermie- 
den werden? 

40. Abgeordneter "'Velcbe Gründe veranlassen die Bundesregle- 

Niegel rung, den Begriff „Deutsch" bei Aufschriften 

aut Wagen der Deutschen Bundespost nicht 
mehr zu verwenden, und zwar statt der Be- 
zeichnung Deutsche Bundespost nur noch 
„DBP" zu schreiben? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


41. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für gerechtfer- 

Dr. Slolta tigt, daß in Pension getretene Bergleute der 

Saarbergwerke AG nach Aufkündigung des 
Mietvertrags aus den werkseigenen Wohnun- 
gen in Jägersfreude ausziehen müssen, nach- 
dem einem Teil durch das vorzeitige Eintreten 
in den Ruhestand bereits Einbußen beim Al- 
tersruhegeld entstanden sind, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung zur 
Verhinderung dieser Maßnahme? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


42. Abgeordnete Wie hat sich das Graduiertenförderungsgesetz 
Frau Dr. Walz zur Steigerung des Hochschullehrernachwuch- 
ses, zahlenmäßig auf Länder aufgeschlüsselt, 
ausgewirkt, und trifft es zu, daß einzelne 
Länder schon bestehende Promotionsförderun- 
gen aus Landesmitteln in Graduiertenförde- 
rung umfunktioniert haben, ohne die auf 
Grund des neuen Gesetzes gestellten Anträge 
zufriedenstellend zu berücksichtigen? 


Bonn, den 15. September 1972 
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